Zuwendungen



Land Rheinland-Pfalz
Generaldirektion Kulturelles Erbe


Generaldirektion Kulturelles Erbe
Direktion Landesdenkmalpflege
Schillerstr. 44 – Erthaler Hof
55116 Mainz
Tel. 06131 2016-16
www.gdke.rlp.de


Suchfrage Zuwendungen
Hier zu finden:


























Stiftung Kiba (EKD)


Stiftung Kiba
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover
0511 2796-333
kiba@ekd.de
www.stiftung-kiba.de


Auf der Startseite rechts unten auf 

„Online Antragsverfahren“


Dort können Sie sich zum Online-Antragsverfahren anmelden und erhalten weitere Informationen wie unten stehend ersichtlich:


· So funktioniert das Antragsverfahren

· Förderleitlinien

· Antragsformular zur Ansicht
Achtung! 
Nicht zur Antragsstellung verwenden. Anträge können nur im Online
antragsverfahren gestellt werden

· Stiftungssatzung





Orgeln

Stiftung Orgelklang (EKD)
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover
www.stiftung-orgelklang.de
orgelklang@ekd.de
Tel. 0511 2796-333




Deutsche Stiftung Denkmalschutz


Deutsche Stiftung Denkmalschutz
Schlegelstraße 1
53113 Bonn
0228 9091-0
info@denkmalschutz.de
www.denkmalschutz.de


Auf dieser Seite dann auf das Register 

Über uns
Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz

Dann links auf 
· Aufgaben und Ziele
· Denkmalförderung
· Förderung erhalten

Dann sind Sie auf folgender Seite:

Voraussetzungen:
Fördervoraussetzung ist das Stellen eines formalen Antrags auf finanzielle Förderung an die Deutsche Stiftung Denkmalschutz. Soweit nicht der Eigentümer oder Verfügungsberechtigte selbst Antragsteller ist, muss der Antragsteller von diesem bevollmächtigt sein. 
Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
· das ausgefüllte Antragsformular, das wir Ihnen nach der telefonische Erstberatung gerne zusenden
· die Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege zum Denkmalwert, zum Nutzungskonzept und zu den beabsichtigten Maßnahmen im beantragten Förderjahr
· die denkmalrechtliche/kirchenaufsichtliche Genehmigung
· eine nach Bauteilen und Gewerken gegliederte Kostenschätzung der geplanten denkmalpflegerischen Maßnahmen im beantragten Förderjahr mit genauer Beschreibung der denkmalpflegerischen Maßnahmen durch den Architekten
· ein auf die Kosten abgestimmter Finanzierungsplan für das beantragte Förderjahr
· eine Auswahl an Fotos vom Objekt, die dessen Qualität dokumentieren und Fotos der Schäden, die die Dringlichkeit deutlich machen (in Papierform und digital)


· Planunterlagen und (bei Nutzungsänderungen) Nutzungskonzepte, möglichst in DIN-A4-Format
· eine kurze Aufstellung der Arbeiten, die in den letzten Jahren bereits am Objekt durchgeführt wurden. Dazu gehören auch die dauerhaft ausgeführten Pflege- und Wartungsarbeiten
· baugeschichtliche und kunsthistorische Informationen zum Objekt
Wir bitten um telefonische Rücksprache vor der Antragstellung sowie um Zusendung der Antragsunterlagen auf postalischem Wege.
Oder auf der Startseite in die Suchanfrage eingeben: Förderung erhalten 
…und gleich auf das erste Ergebnis
Förderung erhalten
 …oder auch gleich Frau Liebeskind kontaktieren:
Ansprechpartnerin
[image: http://media.denkmalschutz.de/fileadmin/_processed_/csm_Liebeskind_neu__2__0e531a57b7.jpg]
Annette Liebeskind 
Leitung Denkmalförderung
0228 9091-277
foerderung​@denkmalschutz.de 


















Stiftung Rheinland-Pfalz für Kultur

Stiftung Rheinland-Pfalz für Kultur
Mittlere Bleiche 61
55116 Mainz 
Tel.: 06131-2758340
Fax: 06131-27583454 
E-Mail: info@kulturstiftung-rlp.de 
Internet: www.kulturstiftung-rlp.de  
Ehrenamtlicher Generalsekretär:
Walter Schumacher, Staatssekretär 
Geschäftsführer:
Edmund Elsen 


[image: RLP Stiftung Kultur][image: RLP]
 
Ziel der Förderung durch die Kulturstiftung ist die Schaffung von Voraussetzungen zur freien Entfaltung von Kunst und Kultur, insbesondere durch die Entwicklung neuer künstlerischer Ausdrucksformen, die nachhaltige Vermittlung von Kunst und Kultur, die Förderung des künstlerischen Nachwuchses, die Pflege des kulturellen Erbes sowie die grenzüberschreitende kulturelle Zusammenarbeit. Förderanträge für Projekte können in der Geschäftsstelle eingereicht werden. Weitere Informationen hierzu und über die Antragsstellung finden sie im Bereich „Förderung“.
 (Förderrichtlinien vom 14. April 2014) 
Eine Förderung kann grundsätzlich jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder Sitz in Rheinland-Pfalz erhalten. Eine mögliche Förderung an Unternehmen im Einzelfall kann nur in Übereinstimmung mit den Vorschriften des Europäischen Beihilferechts erfolgen. 
Antragsformulare und Hinweise zur Antragsstellung finden Sie hier.

  
Kirchliche Kultur- und Sozialstiftung Speyer


	
	

	Postanschrift:
	Domplatz 5
67346 Speyer


	Telefon:
	+49 6232 667111

	Telefax:
	+49 6232 667256 




Förderzweck:

Erfüllung wohltätiger, sozialer und kultureller Zwecke auf der Grundlage des diakonischen Auftrags der Kirche. 



Förderzweckkategorien:

Bildung/Ausbildung/Erziehung
Kunst/Kultur


Ansprechpartner: Herr Achim Glang























Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM)


Orgeln

(Stand: 01.03.2016)


Fördergrundsätze 
Programm zur Sanierung und Modernisierung national bedeutsamer 
Orgeln 2016
 

Förderkriterien 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien fördert grundsätzlich nur Orgeln, die unter Denkmalschutz gestellt sind oder ein Bestandteil eines Denkmals sind. 


Nähere Angaben:




















Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und 
Medien (BKM)
 
(Stand: 01.01.2016)



Fördergrundsätze 
Denkmalschutz-Sonderprogramm VI 
(National wertvolle Kulturdenkmäler)


Förderkriterien
 
Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien fördert Kulturdenkmäler, die unter Denkmalschutz gestellt sind. Gefördert werden unbewegliche Kulturdenkmäler (Baudenkmäler, historische Parks und Gärten, Bodendenkmäler) von nationaler Bedeutung. Hierzu zählen Denkmäler, in denen sich beispielhaft architektonische, städtebauliche, wissenschaftliche, geschichtliche oder politische Leistungen abbilden. Die nationale Bedeutung des Denkmals kann sich weiterhin daraus ergeben, dass das Objekt maßgeblich zur Entwicklung einer Kulturlandschaft oder des Gesamtstaates als Kulturnation beigetragen hat.

Hierfür stellt sie Mittel für Maßnahmen an national bedeutsamen oder das kulturelle Erbe mitprägenden unbeweglichen Kulturdenkmälern zur Verfügung (Projektförderung). In Einzelfällen können auch historische Wasser-, Schienen- und Luftfahrzeuge gefördert werden. 

Gefördert werden können grundsätzlich nur Maßnahmen, die der Substanzerhaltung und Restaurierung im Sinne der Denkmalpflege dienen. Renovierungsarbeiten sowie Umbau- und nutzungsbezogene Modernisierungsmaßnahmen sind grundsätzlich nicht förderfähig. In begründeten Fällen können Ausnahmen zugelassen werden. 

Dem Projektantrag ist eine Stellungnahme der für den Denkmalschutz zuständigen Stelle des Landes zur Bedeutung des Kulturdenkmals und zu den beantragten Maßnahmen beizufügen. 

Ein Kosten- und Finanzierungsplan ist dem Projektantrag beizufügen.
Nähere Angaben:


 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM)
Referat K 25
Postfach 17 02 86
53028 Bonn
Telefon: 022899-681-3506
Fax: 022899-681-59426
E-Mail: Michael.Stolzenburg@bkm.bund.de

Bundesverwaltungsamt (BVA) – Außenstelle Stuttgart Referat ZMV I 2
Postfach 10 52 61
70045 Stuttgart
Telefon: 022899-35866-2820 bzw. 2822
oder 49(0)711/2540-2820 bzw. 2822
Fax: 022899-35866-2209 oder 49(0)711/2540-2209
E-Mail: Jeannette.Wurmseher@bva.bund.de oder
E-Mail: Gerhard.Stolper@bva.bund.de

Antragsvordrucke können unter: http://bva.bund.de (Suchbegriff: BKM / Kulturförderung –Formularcenter – Denkmalpflegeprogramm der BKM) heruntergeladen oder unter den oben angegebenen Telefonnummern sowie per E-Mail beim BVA angefordert werden.

Nähere Angaben:
















Weitere Fördermöglichkeiten und Steuer-
erleichterungen


Europaprogramme (z. B. EFRE, LEADER)


Kommunen (Landkreise, kreisfreie Städte, Verbands-/Ortsgemeinden)
z. B. i. R. d. Dorferneuerung häufig unter dem Gesichtspunkt der Ortsbildpflege, Wirtschaftsförderung 


Sonstige
· Kreditanstalt für Wiederaufbau – z. B. „Energieeffizient sanieren“
· Stiftungen der Sparkassen und Banken, Deutsche Bundesstiftung Umwelt

Steuererleichterungen 
gem. §§ 7i, 10f, 10g, 11b EStG, §32 GrStB, § 13 I Nr. 2 ErbStG, § 4 Nr. 20a UStG


image2.emf
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Stand 18.11.2015 


 


Zuwendungen aus Mitteln der Denkmalpflege 


 


1. Welche Gegenstände können von der staatlichen Denkmalpflege gefördert 


werden ? 


 


Förderungsfähig sind grundsätzlich nur Bauwerke und sonstige historische Anlagen (z.B. 


Parks und Gärten oder Ruinen), die Kulturdenkmäler im Sinne des Denkmalschutzgesetzes 


(DSchG) sind. In Zweifelsfällen gibt ein Blick in die für viele Gebietskörperschaften schon in 


Buchform veröffentlichte Denkmaltopographie oder in die amtliche „Denkmalliste“ 


(www.gdke.rlp.de/kulturdenkmäler) Auskunft, anderenfalls eine Anfrage bei der 


Landesdenkmalpflege (Denkmalfachbehörde) oder der jeweiligen Kreisverwaltung / 


Stadtverwaltung (Untere Denkmalschutzbehörde). 


Bewegliche Gegenstände werden grundsätzlich nur dann für eine Förderung in Betracht 


kommen, wenn sie von außergewöhnlichem künstlerischen oder geschichtlichen Wert, 


Zubehör eines Baudenkmales (historische Ausstattung) sind und in geeigneter Weise ihre 


öffentlich-rechtliche Bindung sichergestellt ist. 


 


2. Welche Maßnahmen sind zuwendungsfähig ? 


 


Prinzipiell jede Bau- oder Instandsetzungs-, Restaurierungs- oder Erhaltungsmaßnahme, die 


mit den denkmalbegründenden Teilen des Objektes zusammenhängt und den üblichen 


Aufwand bei vergleichbaren, nicht denkmalwerten Objekten übersteigt. Vor allem sind dies 


Arbeiten an der Außenhaut des Gebäudes, doch können auch denkmalwerte Details des 


Gebäudeinneren gefördert werden (z.B. die Restaurierung historischer Treppen, 


Vertäfelungen, Wandmalereien oder Stuckierungen). 


Nicht zuwendungsfähig in diesem Sinne sind Aufwendungen, die rein nutzungsbedingt sind 


und in einem nicht denkmalgeschützten Gebäude so oder vergleichbar auch anfallen 


würden.  


Hierzu kann allerdings unter Umständen eine steuerliche Förderung in Anspruch genommen 


werden (vgl. Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für Denkmaleigentümer“ auf 


www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). 
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Die Maßnahme muss in ihrer Ausführung selbstverständlich denkmalpflegerisch richtig und 


nach den fachlichen Angaben der Direktion Landesdenkmalpflege realisiert werden, damit 


der gesetzliche Zweck der Zuwendungsgelder gewährleistet bleibt. Dies wird durch eine 


frühzeitige Kontaktaufnahme mit der Denkmalfachbehörde sichergestellt. Dort wird der 


jeweils zuständige Gebietsreferent bzw. die Gebietsreferentin eingeschaltet, die für die 


notwendige Beratung zur Verfügung stehen. 


 


3. Wer kann einen Antrag stellen ? 


 


Antragsberechtigt sind Eigentümer oder Verfügungsberechtigte, auch Mieter/Pächter mit 


schriftlicher Zustimmung des Eigentümers. Bei besonderen historischen Bauten und 


Denkmälern (z.B. Synagogen, Ruinen, Flurdenkmäler, Kreuzwegstationen) treten auch 


(eingetragene) Idealvereine engagierter Bürger als Maßnahmeträger auf; sie können 


gleichfalls mit Zustimmung des rechtlichen Eigentümers Zuwendungen beantragen. 


 


4. Um welche Art der Förderung handelt es sich ? 


 


Es werden ausschließlich Zuwendungen gewährt (keine Darlehen). Dabei handelt es sich um 


verlorene Zuwendungen, d.h. bei zweckrichtiger Verwendung brauchen die Mittel vom 


Empfänger nicht zurückgezahlt zu werden. Bei besonders hoher Förderung kommt eine 


dingliche Sicherung (Eintragung in das Grundbuch) zur Wahrung des Subventionszweckes 


in Betracht. 


Wird das Kulturdenkmal innerhalb von 20 Jahren nach Erlass des Zuwendungsbescheides 


erstmalig verkauft, kann das Land vom Zuwendungsempfänger oder dessen 


Rechtsnachfolger einen angemessenen Ausgleich für den Wertzuwachs verlangen, der 


durch die Gewährung der Zuwendung entstanden ist. Die Höhe des Ausgleichs setzt die 


Bewilligungsbehörde fest. Im Falle einer Schenkung oder sonstigen unentgeltlichen 


Veräußerung ist die Verpflichtung auf den Empfänger zu übertragen. Gleiches gilt im Falle 


der nicht rechtsgeschäftlichen Rechtsnachfolge innerhalb von 20 Jahren. Die Verpflichtung 


erlischt nicht mit Aufgabe des Eigentums durch den Eigentümer. Bei Maßnahmen, die in 


mehreren Abschnitten durchgeführt wurden, sind die Gesamtzuwendung und das Datum des 


letzten Bescheides maßgebend. 


 


5. Wie werden die Zuschüsse bemessen ? 


 


Ihre Höhe richtet sich nach den im Landeshaushalt insgesamt zur Verfügung gestellten 


Mitteln und der Anzahl der darauf entfallenden förderungsfähigen Maßnahmen. Beide 
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Größen sind naturgemäß nicht völlig konstant, so dass eine feste prozentuale Beteiligung 


weder möglich noch sinnvoll wäre. 


Die Höhe des Zuwendungsbetrages hängt von den Kosten ab, die auf die 


denkmalpflegerisch bedeutsamen Gewerke entfallen (siehe „Liste der zuwendungsfähigen 


Gewerke“), der Bedeutung des denkmalwerten Objektes und der denkmalpflegerischen 


Notwendigkeit der Maßnahme. Bei knappen Mitteln müssen dringende, unaufschiebbare 


Arbeiten (z.B. bei drohendem Einsturz) bevorzugt werden. Auch die finanzielle 


Gesamtbelastung des Eigentümers bzw. seine Leistungsfähigkeit können berücksichtigt 


werden, da die Förderung nach ihrer ursprünglichen Zweckrichtung eine 


Fehlbedarfsfinanzierung ist. 


Sinn und Zweck der Zuwendungen ist es jedoch nicht, dem Denkmaleigentümer die 


allgemeine Unterhaltungslast abzunehmen, die letztlich jeden Hauseigentümer trifft. Ein 


völliges Übernehmen der Kosten einer Maßnahme, nur weil sie an einem Baudenkmal 


erbracht wird, kommt daher nicht in Betracht. 


In Anbetracht der bekannten Lage der öffentlichen Haushalte ist darüber hinaus auf 


absehbare Zeit eher mit einer Reduzierung der Zuwendungsmöglichkeiten zu rechnen, so 


dass Denkmaleigentümer bei Maßnahmen des bloßen Bauunterhaltes auch an 


Denkmalbauten in größerem Umfange als bisher auf ihre eigenen Mittel verwiesen werden 


müssen. 


 


Bei der Bemessung von den Zuwendungen sind zwei Fälle zu unterscheiden: 


A) Eigentümer / Sonstig dinglich Berechtigter ist eine kommunale 


Gebietskörperschaft (Gemeinde, Verbandsgemeinde, kreisfreie Stadt, 


Landkreis), ein kommunaler Zweckverband, eine Kirche oder eine Körperschaft 


/ Anstalt / Stiftung des öffentlichen Rechts 


 


Eine Landesförderung aus Denkmalpflegemitteln ist auf ein Drittel (33,33 %) der 


zuwendungsfähigen Kosten begrenzt. Dies ist pro Gewerk zu rechnen. Z.B. sind laut 


der „Liste der zuwendungsfähigen Gewerke“ 80 % der Kosten von 


Naturschieferdeckungsarbeiten (Gewerke-Listen-Nr. 6.1) zuwendungsfähig. 33,33 % 


dieser 80 % können maximal vom Land gefördert werden. 


 


Die Gesamtheit der zuwendungsfähigen Kosten muss 15.000 Euro übersteigen. Z.B. 


wenn die Baumaßnahmen insgesamt die Reparatur und Ergänzung von Putz- und 


Stuckgliederungen (Gewerke-Listen-Nr. 11.2; 80 % der Kosten zuwendungsfähig) 


und Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben (Gewerke-Listen-Nr. 15.1;  40 % 


der Kosten zuwendungsfähig) betreffen, dann müssen 80 % der Kosten zur 


Reparatur und Ergänzung von Putz- und Stuckgliederungen, zusammen mit 40 % der 


Kosten zur Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben, 15.000 Euro 


übersteigen. 
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B) Eigentümer / Sonstig dinglich Berechtigter ist eine privatrechtliche Person (z.B. 


natürliche Person, GmbH, e.V.) 


 


Eine Landesförderung aus Denkmalpflegemitteln ist auf die Hälfte (50 %) der 


zuwendungsfähigen Kosten begrenzt. Dies ist pro Gewerk zu rechnen. Z.B. sind laut 


der „Liste der zuwendungsfähigen Gewerke“ 80 % der Kosten von 


Naturschieferdeckungsarbeiten (Gewerke-Listen-Nr. 6.1) zuwendungsfähig. 50 % 


dieser 80 % können maximal vom Land gefördert werden. 


 


Die Gesamtheit der zuwendungsfähigen Kosten muss 1.500 Euro übersteigen. Z.B. 


wenn die Baumaßnahmen insgesamt die Reparatur und Ergänzung von Putz- und 


Stuckgliederungen (Gewerke-Listen-Nr. 11.2; 80 % der Kosten zuwendungsfähig) 


und Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben (Gewerke-Listen-Nr. 15.1;  40 % 


der Kosten zuwendungsfähig) betreffen, dann müssen 80 % der Kosten zur 


Reparatur und Ergänzung von Putz- und Stuckgliederungen, zusammen mit 40 % der 


Kosten zur Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben, 1.500 Euro übersteigen. 


 


6. Wohin muss man sich wenden und welche Unterlagen sind erforderlich ? 


 


Die Zuwendungen des Landes im Sinne vom § 29 DSchG werden durch die 


Denkmalfachbehörde 


Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz (GDKE) 


Direktion Landesdenkmalpflege 


Schillerstraße 44 - Erthaler Hof 


55116 Mainz 


bewilligt. Dort ist auch das Antragsformular erhältlich, sowie auf der Website der Direktion 


Landesdenkmalpflege (www.landesdenkmalpflege.de). 


Vor dem Zusammenstellen der Unterlagen sollte der Kontakt mit dem/der zuständigen 


Gebietsreferent/in hergestellt sein. Dies kann direkt über die Direktion Landesdenkmalpflege, 


aber auch durch die Vermittlung der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 


(Kreisverwaltung oder Verwaltung der kreisfreien Stadt) erfolgen. Der/die Gebietsreferent/in 


kann bei den maßgeblichen Vorfragen klärend mithelfen, vor allem hinsichtlich der 


Denkmaleigenschaft des Gebäudes, und die Darstellung der anstehenden Arbeiten. Eine 


definitive Zusage kann der/die Gebietsreferent/in allerdings nicht geben, dies erfolgt erst mit 


dem schriftlichen Bewilligungsbescheid. 


Das (ausgefüllte) Formular ist unter Beifügung folgender Unterlagen an die Direktion 


Landesdenkmalpflege zurückzusenden: 


 Kostenberechnung* 


 Baubeschreibung 
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 Darstellung der Schäden z.B. durch Fotografie(n), Sachbeschreibung 


 Planzeichnung 


 Gutachten 


 Denkmalrechtliche Genehmigung (Kopie) 


 sonstige öffentlich-rechtliche Genehmigungen 


 Zuwendungsbescheide/-verträge Dritter, Zuschüsse, Nachweis über Spenden 


 bei juristischen Personen (z.B. GmbH, e.V., Stiftung) bitte Nachweis der 


Vertretungsberechtigung z.B. Auszug aus dem Vereinsregister, Handelsregister 


beifügen 


 


Ausschließlich für Kommunen: 


 


 Übersicht über die Haushalts- und Finanzlage 


 Kommunalaufsichtliche Stellungnahme 


 Rats-/Ausschussbeschluss beifügen 


 Nachweis, dass die Nivelierungssätze nach § 13 II LFAG eingehalten wurden 


 


*Kostenberechnungen der Gesamtmaßnahmen nach DIN 276. Bei kleineren Maßnahmen können 


anstelle von Kostenberechnungen auch Angebote oder Kostenvoranschläge vorgelegt werden. Soweit 


die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) oder die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) 


nach Nr. 3.1 der ANBest-P nicht angewendet werden müssen, sollen mindestens drei 


Vergleichsangebote über die jeweilige (Teil-) Maßnahme vorgelegt werden. Soweit die 


Vergleichsangebote im Antragsverfahren noch nicht vorgelegt werden können, sind sie spätestens mit 


dem Verwendungsnachweis vorzulegen. 


 


7. Wann ist die Zuwendung „sicher“ ? 


 


Mit der Antragstellung wird ein Rechtsanspruch auf Bewilligung oder Auszahlung einer 


Zuwendung noch nicht begründet ! Wird vom/von der zuständigen Gebietsreferent/in für eine 


bevorstehende Maßnahme schriftlich oder mündlich mitgeteilt, dass die Direktion 


Landesdenkmalpflege sich um eine Bezuschussung bemühen wird, so steht dies 


grundsätzlich unter dem Vorbehalt ausreichender Haushaltsmittel in dem betreffenden 


Jahr, in Fällen eines besonders hohen Zuwendungsanteiles darüber hinaus unter dem 


Vorbehalt der Genehmigung durch das fachlich zuständige Ministerium. Eine derartige 


Auskunft bezieht sich stets nur auf das Haushaltsjahr, für das sie gegeben wurde. 


Kann die geplante Zuwendung in dem betreffenden Jahr nicht realisiert werden, weil die 


Haushaltsmittel nicht ausreichten, so wird diese Auskunft gegenstandslos. Eine 


Fortschreibung in folgende Haushaltsjahre bedarf der erneuerten Bestätigung durch die 


Direktion Landesdenkmalpflege. 
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Eine rechtsverbindliche Zusage, dass ein bestimmtes Projekt aus Denkmalpflegemitteln 


gefördert werden soll, besteht erst mit Erhalt des förmlichen Bewilligungsbescheides. 


 


8. Bis wann ist der Antrag zu stellen und wann kann mit der (Bau-) Maßnahme 


begonnen werden ? 


 


Anträge auf Gewährung von Landeszuwendungen müssen so frühzeitig vor Beginn der 


Maßnahme gestellt werden, dass über eventuell notwendige Änderungen mit Blick auf eine 


fachgerechte Instandsetzung noch gesprochen werden kann. Antragsschluss für eine 


Förderung im folgenden Jahr ist der 31. Oktober des Vorjahres. 


 


Wichtig: Aus haushaltsrechtlichen Gründen darf mit der zu fördernden Maßnahme nicht vor 


Erhalt des Bewilligungsbescheides begonnen werden. Abgeschlossene und ohne 


Ausnahmegestattung bereits begonnene Maßnahmen dürfen nicht mehr gefördert werden. 


 


9. Wie erfolgt die Auszahlung ? 


 


Die Zuwendung wird nicht sofort nach Bewilligung ausgezahlt. Vielmehr muss der 


Eigentümer zunächst die Maßnahme durchführen und kann danach durch den übersandten 


Verwendungsnachweis unter Vorlage der Rechnungen und Belege die Zahlung abrufen. 


Für diesen Abruf gibt es eine wichtige Frist, sie ist auf dem Bewilligungsbescheid 


ausgedruckt oder besonders eingetragen und muss beachtet werden. In der Regel ist dies 


der 20. November des Jahres, für das die Bewilligung ausgesprochen ist. Ansonsten verfällt 


die verbindliche Zuwendungszusage. Es ist bei Nichteinhaltung dieser Frist zumindest 


ungewiss, ob das Geld im folgenden Jahr wieder bereitgestellt werden kann, der 


Rechtsanspruch jedenfalls ist erloschen. 


 


10. Fallen Gebühren oder Verwaltungskosten an ? 


 


Besuch und Beratung durch den Gebietsreferent / die Gebietsreferentin von der Direktion 


Landesdenkmalpflege sind für den Bürger frei von besonderen Verwaltungsgebühren. Dies 


gilt in diesem Bereich übrigens auch für die Leistungen der Kreis- und Stadtverwaltungen. 


Sofern gleichzeitig oder für die gleiche Maßnahme eine Steuervergünstigung aufgrund der 


§§ 7 i, 10 f oder 11 b EStG beantragt werden soll, ist allerdings zu beachten, dass die hierfür 


notwendige Bescheinigung ihrerseits gebührenpflichtig ist (vgl. hierzu Merkblatt 
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„Einkommensteuerliche Vergünstigungen für Denkmaleigentümer“, Ziffer 5, auf 


www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). 


 


11. Was ist sonst noch zu beachten ? 


 


Bei denkmalgeschützten Kulturdenkmälern ist in der Regel ein Genehmigungsverfahren 


nach § 13 a DSchG erforderlich. Der Antrag auf Genehmigung der geplanten Maßnahme ist 


(wie bei der baurechtlichen Genehmigung) der Kreisverwaltung bzw. der Verwaltung der 


kreisfreien Stadt (Untere Denkmalschutzbehörden) einzureichen. Die fachliche Abstimmung 


mit der Direktion Landesdenkmalpflege (Denkmalfachbehörde) ersetzt nicht das förmliche 


Genehmigungsverfahren, erleichtert aber dessen Vollzug, da die fachliche abgestimmte 


Planung in aller Regel von der Vollzugsbehörde ohne Schwierigkeiten genehmigt werden 


kann. Auch das Genehmigungsverfahren nach § 13 a DSchG ist übrigens gebührenfrei, so 


dass es geraten sein kann, in Zweifelsfällen zunächst die (kostenlose) Stellungnahme der 


Denkmalschutzbehörde einzuholen, ehe eine umfängliche Planung zur baurechtlichen 


Genehmigung eingereicht wird. 


Eine erhaltene Zuwendung ist dem Finanzamt in der Steuererklärung anzugeben, sobald 


die Aufwendungen für die Baumaßnahme steuermindernd geltend gemacht werden (also 


insbesondere, wenn die steuerlichen Vergünstigungen für Baudenkmäler in Anspruch 


genommen werden - siehe dazu das Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für 


Denkmaleigentümer“ auf www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). Die 


Zuwendungen sind grundsätzlich vom eigenen Aufwand abzuziehen, wodurch allerdings 


lediglich der Tatsache Rechnung getragen wird, dass dieser Gegenwert ja nicht dem 


Vermögen des Steuerpflichtigen entstammt, er in dieser Höhe folglich nicht belastet wurde. 


Dies ist also keine versteckte „Rücknahme“ der Subvention. 


 


12. Gibt es weitere Unterstützung ? 


 


Zuwendungen der Denkmalpflege dürfen im Gegensatz zu den meisten anderen öffentlichen 


Fördermitteln prinzipiell „kumuliert“, d.h. mit anderen Zuwendungen gleichzeitig in Anspruch 


genommen werden. Daher ist durchaus zulässig, sich zugleich um Unterstützung aus Mitteln 


der Dorferneuerung, des Wohnungsbaues oder ähnlicher Programme zu bemühen. Auch 


vergeben manche Gebietskörperschaften (Landkreise, Städte) Gelder im Rahmen eigener 


Denkmalpflege- oder Ortsbildpflegeprogramme. Auskünfte zu solchen Fördermöglichkeiten 


erhält man bei seiner Kreis- oder Gemeinde-/Stadtverwaltung.  


Unabhängig hiervon können Fördermittel bei der Deutschen Stiftung Denkmalschutz 


beantragt werden : info@denkmalschutz.de; www.denkmalschutz.de. 
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In Aussicht gestellte Zuwendungen anderer Quellen sind jeweils den 


Bewilligungsdienststellen anzugeben, damit die Gesamtbelastung zutreffend und gerecht 


beurteilt werden kann. 


Wichtig sind für Steuerzahler die erheblichen einkommensteuerlichen Vergünstigungen, über 


die das schon erwähnte Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für 


Denkmaleigentümer“ (www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen) informiert. 
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Finanzielle Fördermöglichkeitenund Steuererleichterungen für denkmalpflegerische Maßnahmen in Rheinland-Pfalz


SGL Finanzen - Joachim Weiler







Finanzielle Fördermöglichkeiten und Steuererleichterungen 
Europaprogramme (z. B. EFRE, LEADER)
Bundesprogramme- Denkmalschutz-Sonderprogramme VI (1. und 2. Tranche) der BKM - Denkmalpflegeprogramm „National wertvolle Kulturdenkmäler“ der BKM- Bundesprogramm zur Sanierung und Modernisierung national bedeutsamer Orgeln der BKM- Städtebauförderung z. B. Nationale Projekte des Städtebaus des BBSR- Wohnungsbauförderung, z. B. Angemessene Wohnmöglichkeiten für sozial Schwächere
Land Rheinland-Pfalz- Zuwendungen aus Haushaltsmittel des Landes/der GDKE (allgemeine und Einzelveranschlagung)- Mittel des MdI, z. B. I-Stock, Städtebauförderung, Kommunales Investitionsprogramm 3.0- mittelbar die ISB  in den Bereichen Wohnraum- und Wirtschaftsförderung
Kommunen (Landkreise, kreisfreie Städte, Verbands-/Ortsgemeinden)z. B. i. R. d. Dorferneuerung häufig unter dem Gesichtspunkt der Ortsbildpflege, Wirtschaftsförderung 
Sonstige- Deutsche Stiftung Denkmalschutz- Kreditanstalt für Wiederaufbau – z. B. „Energieeffizient sanieren“- Stiftungen der Sparkassen und Banken, Deutsche Bundesstiftung Umwelt
Steuererleichterungen gem. §§ 7i, 10f, 10g, 11b EStG, § 32 GrStG, § 13 I Nr. 2 ErbStG, § 4 Nr.20a UStG2







Bekannte Fallzahlen in Rheinland-Pfalz
Zuwendungen der Direktion SteuervergünstigungenLandesdenkmalpflege: nach §§ 7i, 10f, 10g, 11b EStG:


Die Steuervergünstigungen gewinnen zusehends an Bedeutung und sind erheblich wirkungsvoller als Zuwendungen, sofern ein zu versteuerndes Einkommen vorhanden ist. 
Grund hierfür ist auch, dass die Aufwendungen lediglich nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäude als Baudenkmal oder zu seiner Nutzung erforderlich sein müssen.
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Jahr Anträge Bewilligungen
gesamt davon Private


2012 247 149 81
2013 222 139 71
2014 200 116 53
2015 167 55 27
2016 143 102 41


Jahr Anträge Bescheinigungen BescheinigteSumme
2012 330 347 42.985.330 €
2013 354 338 31.820.317 €
2014 486 446 67.062.618 €
2015 497 517 69.691.795 €
2016 369 500 95.889.023 €







Die Rechtsgrundlagen im Zuwendungsrecht:
§ 29 I DSchG - Das Land fördert Maßnahmen des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege im Rahmen der verfügbaren Mittel des Landeshaushalts.
§ 36 DSchG - Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das für Denkmalpflege zuständige Ministerium im Benehmen mit den Ministerien, deren Geschäftsbereich berührt wird.
§ 7 LHO - Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 
§ 23 LHO - Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der Landesverwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn das Land an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann.
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Die Rechtsgrundlagen im Zuwendungsrecht:
§ 44 I LHO - Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 LHO gewährt werden. Dabei ist zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen.
Verwaltungsvorschrift über Zuwendungen des Landes zur Erhaltung von nicht staatlichen Kulturdenkmälern des MBWWK vom 25.11.2015In dieser Verwaltungsvorschrift (VV) hat die GDKE erheblich mehr Freiheit und Flexibilität gegenüber der früheren VV erhalten. So sind z. B. die Fälle- des nicht nutzbaren Kulturdenkmals,- der Sakralbauten,- von Notsicherungsmaßnahmen, die wirtschaftlich den Eigentümer nicht zumut-bar sind bzw. aufgrund der mangelnden Leistungsfähigkeit des Eigentümers nicht  durchgeführt werdenförderfähig; teilweise sogar über die grundsätzliche geltenden Höchstfördersätze von 50 % für Private bzw. 33 % für Kommunen und Kirchen hinaus.
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Der Zuwendungszweck:
Die Zuwendung dient zur Abfederung der Pflichten aus der Sozialbindung des Eigentums. 
Dies bedeutet einerseits verminderte Anforderungen an die Überprüfung der Leistungsfähigkeit des Antragstellers . 
Andererseits dürfen aber Maßnahmen, die sich nicht aus der Sozialbindung des Eigentums ergeben nicht gefördert werden (z. B. regulärer Bauunterhalt, Beseitigung Unterhaltungsstau , Herstellung der allgemeinen Verkehrssicherung). 
Darüber hinaus ist bei der Ermessenausübung der Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 GG bei der Fördermittelvergabe zu beachten.
Die Auswahlentscheidung muss transparent, nachvollziehbar, einheitlich und dokumentiert sein.
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Die Subsidiarität der Zuwendungen:
Haushaltsmittel für Zuwendungen dürfen nur dann im Landeshaushaltsplan veranschlagt werden, wenn das erhebliche Landesinteresse ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann (§ 14 HGrG, §§23, 44 I LHO). Der Grundgedanke, der hinter dieser Regelung steht, wird allgemein als Subsidiaritätsgrundsatz bezeichnet. Er geht davon aus, dass die Finanzierung des jeweiligen Vorhabens primär Aufgabe des Zuwendungsempfängers ist. Dieser muss alles in seinen Kräften Stehende und ihm Zumutbare tun, um die erforderlichen Mittel aufzubringen. 
Der Subsidiaritätsgrundsatz hat in eine Vielzahl von Einzelregelungen Eingang gefunden. Die wichtigsten sind:- bei Projektförderung Bewilligung grundsätzlich nur, wenn mit dem Vorhaben noch nicht begonnen 


wurde,- grundsätzlich nur Teilfinanzierung, Vollfinanzierung nur im Ausnahmefall,- angemessene Beteiligung Dritter, wenn der zu fördernde Zweck auch in ihrem Interesse liegt,- Reduzierung der Zuwendung bei nachträglicher Ermäßigung der Ausgaben,- bei der Fehlbedarfsfinanzierung Auszahlung der Zuwendung erst, wenn die eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind.
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Der denkmalbedingte Mehraufwand:
Zuwendungsfähige Ausgaben sind grundsätzlich Aufwendungen für Kulturdenkmäler, die im Rahmen von Sicherungs- und Instandhaltungsmaß-nahmen allein oder überwiegend aus Gründen der Denkmalpflege erforderlich werden, soweit sie den üblichen Aufwand bei vergleichbaren nicht denkmalwerten Objekten übersteigen (denkmalbedingte Mehraufwendungen) sowie Aufwendungen für Bauaufnahmen, restauratorische Untersuchungen und Gutachten, die auf Verlangen einer Denkmalschutz- oder der Denkmalfachbehörde anzufertigen und überwiegend aus Gründen des Denkmalschutzes erforderlich sind. 
Zur Feststellung der Höhe der denkmalbedingten Mehraufwendungen kann das für die Denkmalpflege zuständige Ministerium konkretisierende Regelungen erlassen. Dies ist mit der „Liste der zuwendungsfähigen Gewerke“ vom 15.10.2015 geschehen.
Diese Regelung dient zur Vereinfachung, es besteht weiterhin die Möglichkeit der spitzen Abrechnung des denkmalbedingten Mehraufwandes. 


8







Die Förderbereiche nach der VV des MBWWK:
Die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel werden nach folgender Priorität in die aufgeführten Förderbereiche unterteilt:
1. Einzelveranschlagte Maßnahmen gemäß Haushaltsplan2. Maßnahmen unter Entscheidungsvorbehalt des MWWK3. Verbundförderungen und Kofinanzierungen4. Großprojekte (Zuwendungssumme im Einzelfall über 30.000 Euro) und 5. Kleinförderungen (Zuwendungssumme im Einzelfall unter 30.000 Euro). 
Bei den Kleinförderungen sind über einen Betrachtungszeitraum von jeweils  drei Jahren die regionale Ausgewogenheit der Zuwendungen (Landkreise und kreisfreie Städte), die sich an der Denkmaldichte der betreffenden Gebiete orientiert,  sowie die Berücksichtigung aller Denkmaltypen sicherzustellen. 
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Der Prozess der Projektförderung:
2. Bewilligung                                3. Bewirtschaftungder Zuwendung


1. Ausschreibung, Antrags-und Auswahlverfahren                                                              4. Nachweis der Verwendung


7. Abschluss der Förderung,Archivierung, Ausschluss- 5. Prüfung derfrist, Verjährung                                                                          Verwendungi.d.R. Auszahlung6. ggf. Rück-forderung
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Einzelne Probleme bei Zuwendungsvergaben:
Abweichungen der Ist-Kostenentwicklung zur im Antrag dargestellten Kostenplanung; Fortschreibung der KoFi wird nicht beantragt
Sinnvolle Bildung von in sich abgeschlossenen Bauabschnitten häufig bei Großmaßnahmen schwierig; Darstellung der Gesamtmaßnahme mit Prioritätensetzung (Jährlichkeit des Haushaltsrechts ist hinderlich)
Verzögerungen beim Mittelabfluss (Baufortschritt entspricht nicht der Planung; somit erfolgt der Mittelabruf nicht antragsgemäß und es droht der Mittelverfall am Ende des Haushaltsjahres); ggf. Verlängerung Durchführungszeitraum
Beachtung des Vergaberechts (i.d.R. bei Zuwendungen an Kirchen und Kommunen sowie bei über 100.000 € an Private) führt häufig zu Problemen bei der Verwendungsnachweisprüfung
Umsetzung reiner Mitnahmeeffekte, z. B. Förderung von 20.000 € bei einer Maßnahme mit Gesamtinvestitionen von 800.000 €
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Einzelne Probleme bei Zuwendungsvergaben:
Hohe Beratungsleistung durch die Gebietsdenkmalpflege
Unterschiedliche Förderbedingungen und Finanzierungsarten - Clearingverfahrenz. B. Förderung I-Stock, Denkmalförderung  der GDKE und des Bundes im Programm Nationale Projekte des Städtebaus in einer Maßnahmez. B. Anteilfinanzierung und Fehlbedarfsfinanzierung  für die gleiche Maßnahme durch unterschiedliche Zuwendungsgeber
Mittelverteilung der BKM-Bundesgelder nicht transparentz. B. hat RLP im DS VI 1. Tranche von der Gesamtsumme i.H.v. 20 Mio. € nur 339.000 € erhalten; bei einer Verteilung nach Königsteiner Schlüssel (4,83089 %) ergibt sich ein rechnerischer Wert von 966.178 €
Sicherung des gesetzlich normierten „Mitspracherechts“ der Denkmalfach-behörde durch die Gewährung von Zuwendungen 
Aufgaben des Zuwendungsempfängers werden durch die Landesdenkmalpflege wahrgenommen 12







Einzelne Probleme bei Zuwendungsvergaben:


Zu hohe Kostenplanungen, die Grundlage für die Bewilligung sind, führen bei der Verwendungsnachweisprüfung  zu Mittelkürzungen bzw. Rückforderungen (Prüfung der Kostenplanung durch die Gebietsdenkmalpfleger)
Umsetzung des Subsidiaritätsgrundsatzes bei Kommunen nur schwer umsetzbar (Einnahmemöglichkeiten der Kommunen müssen vollständig ausgeschöpfen sein, bevor Zuwendungen gewährt werden. Die Prüfung wird i.R.d. kommunalen Selbstverwaltung  häufig nur auf die Betrachtung der Nivellierungssätze nach § 13 II LFAG beschränkt)
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Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit
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Fördergrundsätze 


Programm zur Sanierung und Modernisierung  


national bedeutsamer Orgeln 2016 


 


Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) 


(Stand: 01.03.2016) 


 


 


1. Vorbemerkung 


 


Deutschland verfügt über eine vielfältige Orgellandschaft mit zahlreichen 


musikhistorisch, klanglich, technisch sowie räumlich-architektonisch wertvollen 


Orgeln. Die Sanierung und Modernisierung dieser Orgeln kann im Einzelfall 


eine national bedeutsame Aufgabe sein. 


 


Kulturpolitisches Ziel der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 


Medien ist es, die Orgellandschaft in Deutschland für ein lebendiges 


Musikleben zu bewahren sowie die qualitätsvolle hiesige Orgelbautradition zu 


schützen und zu stärken, indem sie traditionelle Handwerkstechniken und 


vorbildliche Restaurierungen und Erneuerungsmaßnahmen unter besonderer 


Berücksichtigung von Raumarchitektur und Raumakustik fördert. Damit leistet 


sie einen Beitrag dazu, den Reichtum einer über Jahrhunderte gewachsenen 


kulturellen Ausdrucksform der Gesellschaft zu erhalten. Orgelbau und 


Orgelmusik sind im Jahr 2014 in das bundesweite Verzeichnis des 


immateriellen Kulturerbes nach dem UNESCO-Übereinkommen zur Erhaltung 


des immateriellen Kulturerbes aufgenommen worden. 


 


Die nachfolgenden Eckpunkte konkretisieren die finanziellen Hilfen der BKM 


für national bedeutsame Kulturinvestitionen zur Sicherung und Erhaltung von 


Orgeln. 


 


 


2. Förderkriterien 


 


- Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien fördert 


grundsätzlich nur Orgeln, die unter Denkmalschutz gestellt sind oder ein -


Bestandteil eines Denkmals sind. 


 


- Hierfür stellt sie Mittel für Maßnahmen an Orgeln, die national bedeutsam sind 


oder die national bedeutsame deutsche- Orgellandschaft aus klanglicher, 







historischer oder technischer Sicht mitprägen, zur Verfügung 


(Projektförderung).  


 


- Gefördert werden können grundsätzlich nur Maßnahmen, die der dauerhaften 


Sicherung und Erhaltung der Orgel in ihrem historischen Bestand dienen. 


Förderfähig sind auch Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung 


der Spielbarkeit der Orgel. Hierdurch soll die öffentliche Wahrnehmung der 


Bedeutung des Instrumentes gestärkt werden. 


 


- Rekonstruktionen, die einem Neubau gleichkommen, sind grundsätzlich nicht 


förderfähig. Reine Unterhaltungs- sowie Erhaltungsmaßnahmen sind von der 


Förderung ausgeschlossen. In begründeten Einzelfällen können für die 


Sanierung oder Modernisierung einer Orgel Ausnahmen zugelassen werden.  


 


- Es besteht kein Anspruch auf Förderung.  


 


- Die Bundesbeteiligung beträgt grundsätzlich bis zu 50 % der 


zuwendungsfähigen Ausgaben. Länder, andere Gebietskörperschaften oder 


Dritte beteiligen sich an den aus Bundesmitteln geförderten Maßnahmen mit 


gleich hohen, mindestens aber angemessenen Haushaltsmitteln. In 


begründeten Fällen können Ausnahmen zugelassen werden. 


 


- Eine Förderung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit entsprechender 


Haushaltsmittel sowie sonstiger Bewirtschaftungsmaßnahmen und Sperren. 


 


- Aufgrund dieser Fördergrundsätze gewährte Zuwendungen sind in der Regel 


staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 107 des Vertrags über die 


Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV).  


 


- Die Zuwendungen erfolgen nach Art. 53 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 


der Europäischen Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der 


Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in 


Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der 


Europäischen Union („Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung“ - AGVO; 


ABl. EU L 187 vom 26. Juni 2014, S.1 ff.) Danach sind diese 


Fördergrundsätze und die auf ihrer Grundlage gewährten Zuwendungen von 


der ansonsten geltenden Anmeldepflicht gegenüber der Kommission 


freigestellt (Art. 3).  


 


- Unternehmen bzw. Einrichtungen die einer Rückforderungsanordnung 


aufgrund eines früheren Beschlusses der Europäischen Kommission zur 


Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem 







Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt 


werden (Art. 1 Nr. 4a AGVO). Wer eine entsprechende Anordnung nicht 


befolgt hat, ist von einer Förderung aufgrund dieser Fördergrundsätze 


ausgeschlossen.  


 


- Jede ab dem 1. Juli 2016 aufgrund dieser Fördergrundsätze gewährte 


Förderung über 500.000 € wird wegen europarechtlicher Maßgaben 


veröffentlicht (Art. 9 Absatz 1 c) AGVO).  


 


 


3. Verwaltungsverfahren 


 


- Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien entscheidet über 


die Förderwürdigkeit einer Maßnahme. 


 


- Träger der Maßnahmen und Antragsteller von Projekten im Sinne dieses 


Programmes können sein: Länder und andere Gebietskörperschaften, Kirchen 


und sonstige Projektträger (z.B. Stiftungen, Vereine sowie Privatpersonen). 


 


- Die Bedeutung der Orgel und der beantragten Maßnahmen ist vom 


Antragsteller durch ein Sachverständigengutachten nachzuweisen und von 


der für Denkmalschutz zuständigen Stelle des Landes zu bestätigen.  


 


- Ein Kosten- und Finanzierungsplan ist dem Projektantrag beizufügen. 


 


- Begonnene oder bereits abgeschlossene Maßnahmen und Projekte können 


nicht gefördert werden. Daher darf mit dem Vorhaben vor Bewilligung der 


Zuwendung noch nicht begonnen worden sein. Im Vorfeld erforderliche 


Planungen gelten nicht als Beginn eines Vorhabens. In begründeten 


Ausnahmefällen kann die Bewilligungsbehörde einen förderunschädlichen 


vorzeitigen Maßnahmebeginn zulassen.  
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Stand 18.11.2015 


 


Zuwendungen aus Mitteln der Denkmalpflege 


 


1. Welche Gegenstände können von der staatlichen Denkmalpflege gefördert 


werden ? 


 


Förderungsfähig sind grundsätzlich nur Bauwerke und sonstige historische Anlagen (z.B. 


Parks und Gärten oder Ruinen), die Kulturdenkmäler im Sinne des Denkmalschutzgesetzes 


(DSchG) sind. In Zweifelsfällen gibt ein Blick in die für viele Gebietskörperschaften schon in 


Buchform veröffentlichte Denkmaltopographie oder in die amtliche „Denkmalliste“ 


(www.gdke.rlp.de/kulturdenkmäler) Auskunft, anderenfalls eine Anfrage bei der 


Landesdenkmalpflege (Denkmalfachbehörde) oder der jeweiligen Kreisverwaltung / 


Stadtverwaltung (Untere Denkmalschutzbehörde). 


Bewegliche Gegenstände werden grundsätzlich nur dann für eine Förderung in Betracht 


kommen, wenn sie von außergewöhnlichem künstlerischen oder geschichtlichen Wert, 


Zubehör eines Baudenkmales (historische Ausstattung) sind und in geeigneter Weise ihre 


öffentlich-rechtliche Bindung sichergestellt ist. 


 


2. Welche Maßnahmen sind zuwendungsfähig ? 


 


Prinzipiell jede Bau- oder Instandsetzungs-, Restaurierungs- oder Erhaltungsmaßnahme, die 


mit den denkmalbegründenden Teilen des Objektes zusammenhängt und den üblichen 


Aufwand bei vergleichbaren, nicht denkmalwerten Objekten übersteigt. Vor allem sind dies 


Arbeiten an der Außenhaut des Gebäudes, doch können auch denkmalwerte Details des 


Gebäudeinneren gefördert werden (z.B. die Restaurierung historischer Treppen, 


Vertäfelungen, Wandmalereien oder Stuckierungen). 


Nicht zuwendungsfähig in diesem Sinne sind Aufwendungen, die rein nutzungsbedingt sind 


und in einem nicht denkmalgeschützten Gebäude so oder vergleichbar auch anfallen 


würden.  


Hierzu kann allerdings unter Umständen eine steuerliche Förderung in Anspruch genommen 


werden (vgl. Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für Denkmaleigentümer“ auf 


www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). 
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Die Maßnahme muss in ihrer Ausführung selbstverständlich denkmalpflegerisch richtig und 


nach den fachlichen Angaben der Direktion Landesdenkmalpflege realisiert werden, damit 


der gesetzliche Zweck der Zuwendungsgelder gewährleistet bleibt. Dies wird durch eine 


frühzeitige Kontaktaufnahme mit der Denkmalfachbehörde sichergestellt. Dort wird der 


jeweils zuständige Gebietsreferent bzw. die Gebietsreferentin eingeschaltet, die für die 


notwendige Beratung zur Verfügung stehen. 


 


3. Wer kann einen Antrag stellen ? 


 


Antragsberechtigt sind Eigentümer oder Verfügungsberechtigte, auch Mieter/Pächter mit 


schriftlicher Zustimmung des Eigentümers. Bei besonderen historischen Bauten und 


Denkmälern (z.B. Synagogen, Ruinen, Flurdenkmäler, Kreuzwegstationen) treten auch 


(eingetragene) Idealvereine engagierter Bürger als Maßnahmeträger auf; sie können 


gleichfalls mit Zustimmung des rechtlichen Eigentümers Zuwendungen beantragen. 


 


4. Um welche Art der Förderung handelt es sich ? 


 


Es werden ausschließlich Zuwendungen gewährt (keine Darlehen). Dabei handelt es sich um 


verlorene Zuwendungen, d.h. bei zweckrichtiger Verwendung brauchen die Mittel vom 


Empfänger nicht zurückgezahlt zu werden. Bei besonders hoher Förderung kommt eine 


dingliche Sicherung (Eintragung in das Grundbuch) zur Wahrung des Subventionszweckes 


in Betracht. 


Wird das Kulturdenkmal innerhalb von 20 Jahren nach Erlass des Zuwendungsbescheides 


erstmalig verkauft, kann das Land vom Zuwendungsempfänger oder dessen 


Rechtsnachfolger einen angemessenen Ausgleich für den Wertzuwachs verlangen, der 


durch die Gewährung der Zuwendung entstanden ist. Die Höhe des Ausgleichs setzt die 


Bewilligungsbehörde fest. Im Falle einer Schenkung oder sonstigen unentgeltlichen 


Veräußerung ist die Verpflichtung auf den Empfänger zu übertragen. Gleiches gilt im Falle 


der nicht rechtsgeschäftlichen Rechtsnachfolge innerhalb von 20 Jahren. Die Verpflichtung 


erlischt nicht mit Aufgabe des Eigentums durch den Eigentümer. Bei Maßnahmen, die in 


mehreren Abschnitten durchgeführt wurden, sind die Gesamtzuwendung und das Datum des 


letzten Bescheides maßgebend. 


 


5. Wie werden die Zuschüsse bemessen ? 


 


Ihre Höhe richtet sich nach den im Landeshaushalt insgesamt zur Verfügung gestellten 


Mitteln und der Anzahl der darauf entfallenden förderungsfähigen Maßnahmen. Beide 
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Größen sind naturgemäß nicht völlig konstant, so dass eine feste prozentuale Beteiligung 


weder möglich noch sinnvoll wäre. 


Die Höhe des Zuwendungsbetrages hängt von den Kosten ab, die auf die 


denkmalpflegerisch bedeutsamen Gewerke entfallen (siehe „Liste der zuwendungsfähigen 


Gewerke“), der Bedeutung des denkmalwerten Objektes und der denkmalpflegerischen 


Notwendigkeit der Maßnahme. Bei knappen Mitteln müssen dringende, unaufschiebbare 


Arbeiten (z.B. bei drohendem Einsturz) bevorzugt werden. Auch die finanzielle 


Gesamtbelastung des Eigentümers bzw. seine Leistungsfähigkeit können berücksichtigt 


werden, da die Förderung nach ihrer ursprünglichen Zweckrichtung eine 


Fehlbedarfsfinanzierung ist. 


Sinn und Zweck der Zuwendungen ist es jedoch nicht, dem Denkmaleigentümer die 


allgemeine Unterhaltungslast abzunehmen, die letztlich jeden Hauseigentümer trifft. Ein 


völliges Übernehmen der Kosten einer Maßnahme, nur weil sie an einem Baudenkmal 


erbracht wird, kommt daher nicht in Betracht. 


In Anbetracht der bekannten Lage der öffentlichen Haushalte ist darüber hinaus auf 


absehbare Zeit eher mit einer Reduzierung der Zuwendungsmöglichkeiten zu rechnen, so 


dass Denkmaleigentümer bei Maßnahmen des bloßen Bauunterhaltes auch an 


Denkmalbauten in größerem Umfange als bisher auf ihre eigenen Mittel verwiesen werden 


müssen. 


 


Bei der Bemessung von den Zuwendungen sind zwei Fälle zu unterscheiden: 


A) Eigentümer / Sonstig dinglich Berechtigter ist eine kommunale 


Gebietskörperschaft (Gemeinde, Verbandsgemeinde, kreisfreie Stadt, 


Landkreis), ein kommunaler Zweckverband, eine Kirche oder eine Körperschaft 


/ Anstalt / Stiftung des öffentlichen Rechts 


 


Eine Landesförderung aus Denkmalpflegemitteln ist auf ein Drittel (33,33 %) der 


zuwendungsfähigen Kosten begrenzt. Dies ist pro Gewerk zu rechnen. Z.B. sind laut 


der „Liste der zuwendungsfähigen Gewerke“ 80 % der Kosten von 


Naturschieferdeckungsarbeiten (Gewerke-Listen-Nr. 6.1) zuwendungsfähig. 33,33 % 


dieser 80 % können maximal vom Land gefördert werden. 


 


Die Gesamtheit der zuwendungsfähigen Kosten muss 15.000 Euro übersteigen. Z.B. 


wenn die Baumaßnahmen insgesamt die Reparatur und Ergänzung von Putz- und 


Stuckgliederungen (Gewerke-Listen-Nr. 11.2; 80 % der Kosten zuwendungsfähig) 


und Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben (Gewerke-Listen-Nr. 15.1;  40 % 


der Kosten zuwendungsfähig) betreffen, dann müssen 80 % der Kosten zur 


Reparatur und Ergänzung von Putz- und Stuckgliederungen, zusammen mit 40 % der 


Kosten zur Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben, 15.000 Euro 


übersteigen. 







Generaldirektion Kulturelles Erbe 
Direktion Landesdenkmalpflege 
Schillerstr. 44 
55116 Mainz 
 
 


 
Seite 4 von 8 


 


B) Eigentümer / Sonstig dinglich Berechtigter ist eine privatrechtliche Person (z.B. 


natürliche Person, GmbH, e.V.) 


 


Eine Landesförderung aus Denkmalpflegemitteln ist auf die Hälfte (50 %) der 


zuwendungsfähigen Kosten begrenzt. Dies ist pro Gewerk zu rechnen. Z.B. sind laut 


der „Liste der zuwendungsfähigen Gewerke“ 80 % der Kosten von 


Naturschieferdeckungsarbeiten (Gewerke-Listen-Nr. 6.1) zuwendungsfähig. 50 % 


dieser 80 % können maximal vom Land gefördert werden. 


 


Die Gesamtheit der zuwendungsfähigen Kosten muss 1.500 Euro übersteigen. Z.B. 


wenn die Baumaßnahmen insgesamt die Reparatur und Ergänzung von Putz- und 


Stuckgliederungen (Gewerke-Listen-Nr. 11.2; 80 % der Kosten zuwendungsfähig) 


und Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben (Gewerke-Listen-Nr. 15.1;  40 % 


der Kosten zuwendungsfähig) betreffen, dann müssen 80 % der Kosten zur 


Reparatur und Ergänzung von Putz- und Stuckgliederungen, zusammen mit 40 % der 


Kosten zur Fenstererneuerung nach historischen Vorgaben, 1.500 Euro übersteigen. 


 


6. Wohin muss man sich wenden und welche Unterlagen sind erforderlich ? 


 


Die Zuwendungen des Landes im Sinne vom § 29 DSchG werden durch die 


Denkmalfachbehörde 


Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz (GDKE) 


Direktion Landesdenkmalpflege 


Schillerstraße 44 - Erthaler Hof 


55116 Mainz 


bewilligt. Dort ist auch das Antragsformular erhältlich, sowie auf der Website der Direktion 


Landesdenkmalpflege (www.landesdenkmalpflege.de). 


Vor dem Zusammenstellen der Unterlagen sollte der Kontakt mit dem/der zuständigen 


Gebietsreferent/in hergestellt sein. Dies kann direkt über die Direktion Landesdenkmalpflege, 


aber auch durch die Vermittlung der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 


(Kreisverwaltung oder Verwaltung der kreisfreien Stadt) erfolgen. Der/die Gebietsreferent/in 


kann bei den maßgeblichen Vorfragen klärend mithelfen, vor allem hinsichtlich der 


Denkmaleigenschaft des Gebäudes, und die Darstellung der anstehenden Arbeiten. Eine 


definitive Zusage kann der/die Gebietsreferent/in allerdings nicht geben, dies erfolgt erst mit 


dem schriftlichen Bewilligungsbescheid. 


Das (ausgefüllte) Formular ist unter Beifügung folgender Unterlagen an die Direktion 


Landesdenkmalpflege zurückzusenden: 


 Kostenberechnung* 


 Baubeschreibung 
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 Darstellung der Schäden z.B. durch Fotografie(n), Sachbeschreibung 


 Planzeichnung 


 Gutachten 


 Denkmalrechtliche Genehmigung (Kopie) 


 sonstige öffentlich-rechtliche Genehmigungen 


 Zuwendungsbescheide/-verträge Dritter, Zuschüsse, Nachweis über Spenden 


 bei juristischen Personen (z.B. GmbH, e.V., Stiftung) bitte Nachweis der 


Vertretungsberechtigung z.B. Auszug aus dem Vereinsregister, Handelsregister 


beifügen 


 


Ausschließlich für Kommunen: 


 


 Übersicht über die Haushalts- und Finanzlage 


 Kommunalaufsichtliche Stellungnahme 


 Rats-/Ausschussbeschluss beifügen 


 Nachweis, dass die Nivelierungssätze nach § 13 II LFAG eingehalten wurden 


 


*Kostenberechnungen der Gesamtmaßnahmen nach DIN 276. Bei kleineren Maßnahmen können 


anstelle von Kostenberechnungen auch Angebote oder Kostenvoranschläge vorgelegt werden. Soweit 


die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) oder die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) 


nach Nr. 3.1 der ANBest-P nicht angewendet werden müssen, sollen mindestens drei 


Vergleichsangebote über die jeweilige (Teil-) Maßnahme vorgelegt werden. Soweit die 


Vergleichsangebote im Antragsverfahren noch nicht vorgelegt werden können, sind sie spätestens mit 


dem Verwendungsnachweis vorzulegen. 


 


7. Wann ist die Zuwendung „sicher“ ? 


 


Mit der Antragstellung wird ein Rechtsanspruch auf Bewilligung oder Auszahlung einer 


Zuwendung noch nicht begründet ! Wird vom/von der zuständigen Gebietsreferent/in für eine 


bevorstehende Maßnahme schriftlich oder mündlich mitgeteilt, dass die Direktion 


Landesdenkmalpflege sich um eine Bezuschussung bemühen wird, so steht dies 


grundsätzlich unter dem Vorbehalt ausreichender Haushaltsmittel in dem betreffenden 


Jahr, in Fällen eines besonders hohen Zuwendungsanteiles darüber hinaus unter dem 


Vorbehalt der Genehmigung durch das fachlich zuständige Ministerium. Eine derartige 


Auskunft bezieht sich stets nur auf das Haushaltsjahr, für das sie gegeben wurde. 


Kann die geplante Zuwendung in dem betreffenden Jahr nicht realisiert werden, weil die 


Haushaltsmittel nicht ausreichten, so wird diese Auskunft gegenstandslos. Eine 


Fortschreibung in folgende Haushaltsjahre bedarf der erneuerten Bestätigung durch die 


Direktion Landesdenkmalpflege. 
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Eine rechtsverbindliche Zusage, dass ein bestimmtes Projekt aus Denkmalpflegemitteln 


gefördert werden soll, besteht erst mit Erhalt des förmlichen Bewilligungsbescheides. 


 


8. Bis wann ist der Antrag zu stellen und wann kann mit der (Bau-) Maßnahme 


begonnen werden ? 


 


Anträge auf Gewährung von Landeszuwendungen müssen so frühzeitig vor Beginn der 


Maßnahme gestellt werden, dass über eventuell notwendige Änderungen mit Blick auf eine 


fachgerechte Instandsetzung noch gesprochen werden kann. Antragsschluss für eine 


Förderung im folgenden Jahr ist der 31. Oktober des Vorjahres. 


 


Wichtig: Aus haushaltsrechtlichen Gründen darf mit der zu fördernden Maßnahme nicht vor 


Erhalt des Bewilligungsbescheides begonnen werden. Abgeschlossene und ohne 


Ausnahmegestattung bereits begonnene Maßnahmen dürfen nicht mehr gefördert werden. 


 


9. Wie erfolgt die Auszahlung ? 


 


Die Zuwendung wird nicht sofort nach Bewilligung ausgezahlt. Vielmehr muss der 


Eigentümer zunächst die Maßnahme durchführen und kann danach durch den übersandten 


Verwendungsnachweis unter Vorlage der Rechnungen und Belege die Zahlung abrufen. 


Für diesen Abruf gibt es eine wichtige Frist, sie ist auf dem Bewilligungsbescheid 


ausgedruckt oder besonders eingetragen und muss beachtet werden. In der Regel ist dies 


der 20. November des Jahres, für das die Bewilligung ausgesprochen ist. Ansonsten verfällt 


die verbindliche Zuwendungszusage. Es ist bei Nichteinhaltung dieser Frist zumindest 


ungewiss, ob das Geld im folgenden Jahr wieder bereitgestellt werden kann, der 


Rechtsanspruch jedenfalls ist erloschen. 


 


10. Fallen Gebühren oder Verwaltungskosten an ? 


 


Besuch und Beratung durch den Gebietsreferent / die Gebietsreferentin von der Direktion 


Landesdenkmalpflege sind für den Bürger frei von besonderen Verwaltungsgebühren. Dies 


gilt in diesem Bereich übrigens auch für die Leistungen der Kreis- und Stadtverwaltungen. 


Sofern gleichzeitig oder für die gleiche Maßnahme eine Steuervergünstigung aufgrund der 


§§ 7 i, 10 f oder 11 b EStG beantragt werden soll, ist allerdings zu beachten, dass die hierfür 


notwendige Bescheinigung ihrerseits gebührenpflichtig ist (vgl. hierzu Merkblatt 
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„Einkommensteuerliche Vergünstigungen für Denkmaleigentümer“, Ziffer 5, auf 


www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). 


 


11. Was ist sonst noch zu beachten ? 


 


Bei denkmalgeschützten Kulturdenkmälern ist in der Regel ein Genehmigungsverfahren 


nach § 13 a DSchG erforderlich. Der Antrag auf Genehmigung der geplanten Maßnahme ist 


(wie bei der baurechtlichen Genehmigung) der Kreisverwaltung bzw. der Verwaltung der 


kreisfreien Stadt (Untere Denkmalschutzbehörden) einzureichen. Die fachliche Abstimmung 


mit der Direktion Landesdenkmalpflege (Denkmalfachbehörde) ersetzt nicht das förmliche 


Genehmigungsverfahren, erleichtert aber dessen Vollzug, da die fachliche abgestimmte 


Planung in aller Regel von der Vollzugsbehörde ohne Schwierigkeiten genehmigt werden 


kann. Auch das Genehmigungsverfahren nach § 13 a DSchG ist übrigens gebührenfrei, so 


dass es geraten sein kann, in Zweifelsfällen zunächst die (kostenlose) Stellungnahme der 


Denkmalschutzbehörde einzuholen, ehe eine umfängliche Planung zur baurechtlichen 


Genehmigung eingereicht wird. 


Eine erhaltene Zuwendung ist dem Finanzamt in der Steuererklärung anzugeben, sobald 


die Aufwendungen für die Baumaßnahme steuermindernd geltend gemacht werden (also 


insbesondere, wenn die steuerlichen Vergünstigungen für Baudenkmäler in Anspruch 


genommen werden - siehe dazu das Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für 


Denkmaleigentümer“ auf www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen). Die 


Zuwendungen sind grundsätzlich vom eigenen Aufwand abzuziehen, wodurch allerdings 


lediglich der Tatsache Rechnung getragen wird, dass dieser Gegenwert ja nicht dem 


Vermögen des Steuerpflichtigen entstammt, er in dieser Höhe folglich nicht belastet wurde. 


Dies ist also keine versteckte „Rücknahme“ der Subvention. 


 


12. Gibt es weitere Unterstützung ? 


 


Zuwendungen der Denkmalpflege dürfen im Gegensatz zu den meisten anderen öffentlichen 


Fördermitteln prinzipiell „kumuliert“, d.h. mit anderen Zuwendungen gleichzeitig in Anspruch 


genommen werden. Daher ist durchaus zulässig, sich zugleich um Unterstützung aus Mitteln 


der Dorferneuerung, des Wohnungsbaues oder ähnlicher Programme zu bemühen. Auch 


vergeben manche Gebietskörperschaften (Landkreise, Städte) Gelder im Rahmen eigener 


Denkmalpflege- oder Ortsbildpflegeprogramme. Auskünfte zu solchen Fördermöglichkeiten 


erhält man bei seiner Kreis- oder Gemeinde-/Stadtverwaltung.  


Unabhängig hiervon können Fördermittel bei der Deutschen Stiftung Denkmalschutz 


beantragt werden : info@denkmalschutz.de; www.denkmalschutz.de. 
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In Aussicht gestellte Zuwendungen anderer Quellen sind jeweils den 


Bewilligungsdienststellen anzugeben, damit die Gesamtbelastung zutreffend und gerecht 


beurteilt werden kann. 


Wichtig sind für Steuerzahler die erheblichen einkommensteuerlichen Vergünstigungen, über 


die das schon erwähnte Merkblatt „Einkommensteuerliche Vergünstigungen für 


Denkmaleigentümer“ (www.landesdenkmalpflege.de/steuervergünstigungen) informiert. 
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Fördergrundsätze 
für das Denkmalpflegeprogramm „National wertvolle Kulturdenkmäler“ der 


Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) 


(Stand: 01.09.2015) 


1. Allgemeine Voraussetzungen 


1.1 Gefördert werden unbewegliche Kulturdenkmäler (Baudenkmäler, historische Parks und Gärten, Bo-
dendenkmäler) von nationaler Bedeutung. Hierzu zählen Denkmäler, in denen sich beispielhaft archi-
tektonische, städtebauliche, wissenschaftliche, geschichtliche oder politische Leistungen abbilden. Die 
nationale Bedeutung des Denkmals kann sich weiterhin daraus ergeben, dass das Objekt maßgeblich 
zur Entwicklung einer Kulturlandschaft oder des Gesamtstaates als Kulturnation beigetragen hat.   


1.2 Weitere Fördervoraussetzungen sind, dass 


 a) sich die Länder an den aus Bundesmitteln zu fördernden Maßnahmen mit gleichhohen, mindestens 
aber angemessenen Haushaltsmitteln beteiligen. In begründeten Einzelfällen kann die BKM Aus-
nahmen zulassen, 


 b) der/die Landeskonservator/in vor der erstmaligen Beantragung von Bundesmitteln zu der für eine 
Bundesförderung notwendigen nationalen Bedeutung des Kulturdenkmals im Sinne von Ziffer 1.1 
positiv Stellung nimmt und die geplanten denkmalpflegerischen Maßnahmen aus fachlicher Sicht 
befürwortet. Die nationale Bedeutung des Kulturdenkmals, insbesondere im Vergleich zu anderen 
Objekten dieser Art, ist zur Begründung der Förderwürdigkeit durch Hinweis auf das Spezifikum 
bzw. Alleinstellungsmerkmal des Objekts besonders herauszustellen. Am Ende der Stellungnahme 
sollen die wesentlichen Gründe für die nationale Bedeutung des Kulturdenkmals als Punktation 
dargestellt werden. Detaillierte Ausführungen, zum Beispiel zur allgemeinen Baugeschichte etc., 
sind hingegen nicht erforderlich. 


1.3 Die BKM entscheidet über die Förderwürdigkeit eines Kulturdenkmals unter Berücksichtigung der Stel-
lungnahme des Landeskonservators/der Landeskonservatorin und nach Anhörung von externen Sach-
verständigen. Weiterhin entscheidet sie sowohl bei Erstanträgen als auch bei Fortsetzungsanträgen je 
Haushaltsjahr über die Höhe der Bundeszuwendung unter Berücksichtigung der von dem/von der Lan-
deskonservator/in befürworteten Maßnahmen. 


1.4 Gefördert werden können nur vom Landesdenkmalamt im Sinne der Denkmalpflegepraxis des Landes 
anerkannte denkmalpflegerische Maßnahmen, die der Substanzerhaltung und Restaurierung von Kul-
turdenkmälern einschließlich ihrer wesentlichen Bestandteile dienen. Renovierungsarbeiten sowie 
Umbau- und nutzungsbezogene Modernisierungsmaßnahmen sind nicht zuwendungsfähig. Maßnah-
men zur Barrierefreiheit sollen mit geprüft und soweit möglich berücksichtigt werden, sind jedoch 
grundsätzlich nicht zuwendungsfähig. 


1.5 Kulturdenkmäler im unmittelbaren Eigentum der Länder sind grundsätzlich von der Bundesförderung 
ausgeschlossen. 


Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien (BKM)  
Referat K 25  
Postfach 17 02 86 
53028 Bonn  


Telefon: 022899-681-3506 
Fax: 022899-681-59426 
E-Mail: Michael.Stolzenburg@bkm.bund.de 


Bundesverwaltungsamt (BVA) – Außenstelle Stuttgart 
Referat ZMV I 2 
Postfach 10 52 61 
70045 Stuttgart 
Telefon: 022899-35866-2820 bzw. 2822  
oder 49(0)711/2540-2820 bzw. 2822 
Fax: 022899-35866-2209 oder 49(0)711/2540-2209 
 
E-Mail: Jeannette.Wurmseher@bva.bund.de oder 
E-Mail: Gerhard.Stolper@bva.bund.de 
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1.6 Privateigentümer des Kulturdenkmals haben grundsätzlich einen etwaigen Erstattungsanspruch des 
Bundes bei einer Gesamtzuwendung ab 51.000 Euro abzusichern. Dies erfolgt in aller Regel durch Ein-
tragung einer Buchgrundschuld in Höhe der Bundeszuwendung zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland. 


2.  Besondere Voraussetzungen 


2.1 Die Bundesmittel werden im Rahmen der jährlich zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach 
den einschlägigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen für grundsätzlich längstens 5 Jahre (alte 
Länder) beziehungsweise 7 Jahre (neue Länder einschließlich Berlin-Ost) vergeben. Bei mehrjähri-
gen Maßnahmen ist eine jährliche Antragstellung erforderlich. 


2.2  Laufende oder bereits abgeschlossene Maßnahmen können nicht mit Bundesmitteln nachfinanziert 
werden. Mit den Vorhaben darf daher vor Antragstellung noch nicht begonnen worden sein. Im Vor-
feld erforderliche Planungen und Bodenuntersuchungen gelten nicht als Beginn eines Vorhabens, so-
weit sie nicht alleiniger Zweck der Zuwendung sind. In begründeten Fällen kann auf Antrag ein förder-
unschädlicher vorzeitiger Maßnahmebeginn zugelassen werden. 


2.3 Die Finanzierungsart des Bundes folgt als Anteilfinanzierung in der Regel derjenigen des Landes. Der 
Antragsteller muss zunächst seine eigene Finanzkraft im Rahmen des Zumutbaren ausschöpfen. Er hat 
zu versichern, dass das Projekt ohne Fördermittel nicht finanziert werden kann. Auf Verlangen des BVA 
sind die Angaben durch geeignete Unterlagen zu belegen. 


2.4 Aufgrund dieser Fördergrundsätze gewährte Zuwendungen sind in der Regel staatliche Beihilfen im 
Sinne von Artikel 107 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV).  


2.5 Die Zuwendungen erfolgen nach Art. 53 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Europäischen Kommis-
sion vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union („Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung“ - AGVO; ABl. EU L 187 vom 26. Juni 2014, 
S.1 ff.) Danach sind diese Fördergrundsätze und die auf ihrer Grundlage gewährten Zuwendungen von 
der ansonsten geltenden Anmeldepflicht gegenüber der Kommission freigestellt (Art. 3).  


2.6 Unternehmen bzw. Einrichtungen die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Be-
schlusses der Europäischen Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit ei-
ner Beihilfe mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt 
werden (Art. 1 Nr. 4a AGVO). Wer eine entsprechende Anordnung nicht befolgt hat, ist von einer För-
derung aufgrund dieser Fördergrundsätze ausgeschlossen.  


2.7 Jede ab dem 1. Juli 2016 aufgrund dieser Fördergrundsätze gewährte Förderung über 500.000 € wird 
wegen europarechtlicher Maßgaben veröffentlicht (Art. 9 Absatz 1 c) AGVO).  


3.  Hinweise zum Verfahren 


Das Bundesverwaltungsamt (BVA) – Außenstelle Stuttgart ist für die verwaltungsmäßige Abwicklung 
des Denkmalpflegeprogramms der BKM zuständig. Der Antrag auf Förderung aus dem Denkmalpfle-
geprogramm ist bis spätestens 31. Oktober für das Folgejahr auf dem entsprechenden Vordruck zu 
stellen. Nach dem 31. Oktober eingehende Anträge werden nicht berücksichtigt. Erst- und Folgeanträ-
ge sind ausschließlich beim Bundesverwaltungsamt (BVA) – Außenstelle Stuttgart einzureichen. 


a) Erstanträge 


Erstanträge sind in 7-facher Ausfertigung beim BVA – Außenstelle Stuttgart wie folgt vorzulegen: 
• Antragsvordruck mit ausführlicher Maßnahmenbeschreibung 
• Baupläne und geeignetes Bildmaterial (in beschränktem Umfang), Lageplan, Grundriss, Gesamt- 


und Innenansicht – bitte nicht in gebundener Form 
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• Aufstellung der voraussichtlichen Kosten und deren Finanzierung bis zum Abschluss der Maß-
nahme, getrennt nach Jahresscheiben 


• Positive Stellungnahme des/der zuständigen Landeskonservators/in zur nationalen Bedeutung 
des Kulturdenkmals mit fachlicher Befürwortung der geplanten Maßnahmen (siehe 1.2 b) 


• Nachweis über die Beantragung von Landesmitteln (z. B. Antragskopie, Bewilligungsbescheid oder 
ggf. Ablehnungsbescheid) 


b) Folgeanträge 


Folgeanträge sind in 2-facher Ausfertigung beim BVA – Außenstelle Stuttgart wie folgt vorzulegen: 
• Antragsvordruck mit Maßnahmenbeschreibung und Kostenaufstellung 
• Der Antrag ist gleichzeitig dem zuständigen Landesdenkmalamt und – sofern die Bauverwaltung 


zu beteiligen ist – auch der zuständigen Baufachbehörde des Landes zur fachlichen Stellungnah-
me vorzulegen. 


Antragsvordrucke können unter: http://bva.bund.de  (Suchbegriff: BKM / Kulturförderung –  
Formularcenter – Denkmalpflegeprogramm der BKM) heruntergeladen oder unter den oben angege-
benen Telefonnummern sowie per E-Mail beim BVA angefordert werden. 



http://bva.bund.de/
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Liste der zuwendungsfähigen Gewerke 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
Zuwendungsfähige Ausgaben sind grundsätzlich Aufwendungen für 
Kulturdenkmäler, die im Rahmen von Sicherungs-, Instandhaltungs- 
und Unterhaltungsmaßnahmen allein oder überwiegend aus Gründen 
der Denkmalpflege erforderlich werden, soweit sie den üblichen 
Aufwand bei vergleichbaren nicht denkmalwerten Objekten 
übersteigen (denkmalbedingte Mehraufwendungen), sowie 
Aufwendungen für Bauaufnahmen, restauratorische Untersuchungen 
und Gutachten, die auf Verlangen einer Denkmalschutz- oder der 
Denkmalfachbehörde anzufertigen und überwiegend aus Gründen des 
Denkmalschutzes erforderlich sind. 
 
Nicht zuwendungsfähig sind folgende Ausgaben : 
 


- Kosten für den Erwerb von Kulturdenkmälern; 
- Erschließungskosten und Kosten für die Beschaffung von 


Finanzierungsmitteln; 
- Einsatz von Fahrzeugen und Geräten von privaten Dritten; 
- Reine Verschönerungsmaßnahmen ohne denkmalrelevanten 


Charakter; 
- Nicht denkmalrelevante, regelmäßig wiederkehrende 


Unterhaltungskosten (z.B. Strom, Heizung); 
- Rentierliche nutzungsbedingte Aufwendungen; 
- Totalrekonstruktion oder Neubauten in baulichen 


Gesamtanlagen und Denkmalzonen; 
- Rein nutzungsbedingte gebäudetechnische Ausstattung 


(Haustechnik, Sanitär, usw.); 
- Maßnahmen an Kulturdenkmälern, die Museumsgut sind oder 


werden sollen; 
- Ausgaben für Abbruchmaßnahmen. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 







Generaldirektion Kulturelles Erbe 


Direktion Landesdenkmalpflege 


Schillerstr. 44 


55116 Mainz 


 


 


Seite 2 von 9 


 


 
Gewerke- 
Listen-Nr. 


 
 
Maßnahme 


   
 
1. 


 
Schutzkonstruktionen (Schutzdächer z.B.) 


 
100% 


 
 
 
 


 
Unaufschiebbare Schutzmaßnahmen sowie -dächer an 
Kulturdenkmälern, die deren weiteren Erhalt unmittelbar sicherstellen, 
einschließlich aller notwendigen und konstruktiv zugehörigen Arbeiten, 
die kausal mit der Sicherungsmaßnahme zusammenhängen (z.B. 
Gerüstkosten, Baunebenkosten). 
 


 


 
2. 


 
Baunebenkosten 


 
anteilig 


 
 


 
Architekten- und Ingenieurhonorare, usw. 
 
 


 


3. Baustelleneinrichtung inkl. vorbereitende Arbeiten  
 
3.0 
 
3.1 


Baustelleneinrichtung inkl. vorbereitende Arbeiten 
 
Baustelleneinrichtung erhöhter Aufwand 


20% 
 


50% 
   
3.2 Baustelleneinrichtung erschwerte Bedingungen (Burgruinen, 


Hubschraubereinsatz) 
80% 


  
 


 


4. Gerüstkosten  
  


Gerüstkosten im restauratorischen Bereich, siehe Gewerke-Listen-Nr. 
19. 
 


 


4.0 
 
4.1 


Gerüstkosten (bei durchschnittlicher Schwierigkeit) 
 
Gerüstkosten erhöhter Aufwand 
 
Höhere Tragfähigkeit des Gerüstes wegen Steinmetzarbeiten, 
bauwerksbezogene bzw. topographische Erschwernisse. 


40% 
 


50% 


   
4.2 Gerüstkosten erschwerte Bedingungen (Burgruinen, 


Hubschraubereinsatz) 
80% 
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5. 


 
Statische Sicherungsarbeiten 


 


    
5.0 
 
 
 
 
 
 
 
5.1 


Statische Sicherungsarbeiten  
 
Statische Sicherungsmaßnahmen mit besonderem Anspruch (nicht 
Bodenverbesserung), die nicht durch Nutzungsänderungen oder 
Nutzungserweiterungen erforderlich sind, sondern ausschließlich der 
Erhaltung der aufgehenden historischen Konstruktion dienen (z.B. 
Maueranker). 
 
Zusatzkonstruktionen  
 
Hilfs- bzw. Zusatzkonstruktionen zum Erhalt und zur Sicherung des 
historischen Bestandes, die nicht nutzungsbedingt sind (z.B. 
zusätzliche Tragkonstruktionen). 


50% 
 
 
 
 
 
 
 


100% 


  
 


 


6. Dachdeckungsarbeiten  
   
6.1 Naturschieferdeckung 80% 
   
6.2 Neueindeckung Tonziegel/Falzziegel 40% 
   
6.3 Biberschwanzziegel 50% 
   
6.4 Aufwändige Sonderanfertigung -auf Nachweis- (z.B. glasierte Ziegel) 100% 
   
6.5 Erhaltung durch Wiederverwendung historischer Dachdeckungen und 


ggf. Ergänzung 
80% 


   
6.6 Sonderkonstruktionen und Zierelemente 80% 
 
 
 
 
 
 
 
6.7 


 
Z.B. bei Metalldächern, Erddächern, Flachdächern inkl. 
Oberflächenbehandlung. Auch Restaurierung bzw. Wiederherstellung 
bei historischen Sonderkonstruktionen (z.B. Erkerdächer, Turmhelme, 
Gauben), Reparatur und Ergänzung von Zier- und profilierten 
Werkstücken sowie Blechabdeckungen inkl. Schalung. 
 
Reparatur und Ergänzung von Außenwandverkleidungen sowie 
Wiederherstellung nach vorhandenem Bestand 
 
Z.B. Schieferverkleidung, Holzschindeln, Stülpschalung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 


80% 







Generaldirektion Kulturelles Erbe 


Direktion Landesdenkmalpflege 


Schillerstr. 44 


55116 Mainz 


 


 


Seite 4 von 9 


 


 
7. 


 
Dachklempnerarbeiten 


 


  
Nur besonders aufwendige und anspruchsvolle Arbeiten sind 
zuwendungsfähig. 
 


 


7.1 Blei- oder Blechabdeckungen zur Sicherung und Konservierung von 
Konstruktions- oder Zierelementen 


100% 


   
7.2 Dachentwässerung in Sondermaterialien (z.B. Kupferrinnen) 50% 
 
 


 
 


8. Zimmermannsarbeiten  
  


Zimmermannsarbeiten mit restauratorischem Anspruch, siehe 
Gewerke-Listen-Nr. 19. 
 
Reparatur aufwendiger Holztreppen und Holzböden, siehe 
Tischlerarbeiten. 
 


 


8.1 Reparatur und Ergänzung von Holzkonstruktionen 60% 
  


Einschl. Dachwerk mit zugehörigen Treppen und Dielen.  


   
8.2 Reparatur und Ergänzung von Zierelementen (Zierfachwerkteile, 


Schnitzarbeiten) 
80% 


   
8.3 Reparatur und Ergänzung von hölzernen Sonderkonstruktionen 


(Hängewerk, Sprengwerk, usw.) 
80% 


   
 
9. 


 
Maurer- und Lehmbauarbeiten 


 


   
9.1 Reparatur, Ergänzung und Verfugung von Sichtziegelmauerwerk und 


Sichtmauerwerk aus Bruchstein 
60% 


   
9.2 Aufwendige Reparatur und Ergänzung von Mauerwerk 


(Schmuckverband, usw.) 
80% 


   
9.3 Neue Ausfachung des Fachwerks nach Reparatur der 


Holzkonstruktion (z.B. Lehmsteine, einschl. Lehm- bzw. Kalkputz) 
70% 


   
9.4 Reparatur historischer Lehmbaukonstruktionen (z.B. Flechtwerk mit 


Lehmbewurf, Lehmwickel) 
80% 


   
9.5 Erd-, Mauer- und Betonarbeiten (z.B. Nachfundamentierung) 40% 
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10. 


 
Steinmetzarbeiten 


 


  
An Naturstein und Kunststein inkl. der notwendigen Arbeiten wie 
Reinigung. 
 
Ausgaben für kosmetische Reinigungsarbeiten sind grundsätzlich 
nicht zuwendungsfähig (Ausnahmen, siehe Gewerke-Listen-Nr. 19). 
 


 


10.1 Einfache Reparatur- und Ergänzungsarbeiten 60% 
   
10.2 Aufwändige Reparatur- und Ergänzungsarbeiten sowie ergänzende 


Rekonstruktion von Zierelementen 
80% 


  
 


 


11. Putz- und Stuckarbeiten  
  


Ausgaben für Putzentfernung und Putzträger sind nicht 
zuwendungsfähig. 
 
Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen an historischen 
Putzen, sowie an aufwendigen Stuckdekorationen, siehe Gewerke-
Listen-Nr. 19. 
 


 


11.1 Putzarbeiten nach besonderer historischer Handwerkstechnik, 
Materialzusammensetzung oder Oberflächenstruktur 


40% 


   
11.2 Reparatur und Ergänzung von Putz- und Stuckgliederungen 


(Gesimsen, Lisenen und Profilen) sowie von ornamentalem 
Antragsstuck 


80% 


   
 
12. 


 
Beton- und Stahlbetonarbeiten 


 


   
12.1 Reparaturarbeiten an Sichtbetonbauten oder -teilen 60% 
   
12.2 Reparaturarbeiten an Sichtbetonflächen mit besonderer Gestaltung 


(Relief z.B.) 
70% 
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13. 


 
Malerarbeiten 


 


  
Z.B. Mineral- und Kalkfarbe. 
 
Malerarbeiten, siehe auch Gewerke-Listen-Nr. 14, 15, 16. 
 


 


13.1 Aufwendige Anstriche 40% 
   
13.2 Neufassungen und Rekonstruktionen nach Befund (z.B. farblich 


gegliederte Oberflächen, Begleitstriche, usw.) 
60% 


   
13.3 Aufwendige Neufassungen und Rekonstruktionen nach Befund (z.B. 


Schablonenmalerei, Maserierungen, Marmorierungen, freihändig 
aufgetragene figurative Dekorationen) 
  


80% 


   
14. Schlosser-/Stahlbauarbeiten  
   
14.1 Reparatur und Ergänzung von historischen Stahl- und 


Metalltragwerken, inkl. Vor- und Nacharbeiten an den 
Reparaturstellen (z.B. Entrostung, Grundierung) 


40% 


   
14.2 Reparatur und Ergänzung von historischen Bauteilen und 


Zierelementen (z.B. Beschläge, Tore, Rollläden, Geländer, Zäune, 
Bekrönungen, Wasserspeier), einschl. Oberflächenbehandlung 


80% 


  
 


 


15. Glas- und Fensterarbeiten  
  


Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen an historischen 
Fenstern und Scheiben, siehe Gewerke-Listen-Nr. 19. 
 


 


15.1 Neue Fenster, die hinsichtlich Material, Sprossenteilung, Profilstärke, 
Profilierung und Anzahl der Fensterflügel und Form historischen 
Vorgaben entsprechen 


40% 


   
15.2 Reparatur am historischen Fensterbestand und energetische 


Ertüchtigung, ggf. einschl. Arbeiten durch Umrüstung, z.B. durch neue 
Verglasungen, Schutzverglasungen, Vorsatzscheiben, einschl. 
Fassung 


80% 


   
15.3 Ergänzung zu Kastenfenstern 


 
50% 


  
 
 
 
 
 
 
 


 







Generaldirektion Kulturelles Erbe 


Direktion Landesdenkmalpflege 


Schillerstr. 44 


55116 Mainz 


 


 


Seite 7 von 9 


 


 
16. Tischler- und Schreinerarbeiten  
  


Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen an Intarsien und 
veredelten Holzoberflächen und Zierböden, siehe Gewerke-Listen-Nr. 
19. 
 


 


16.1 Reparatur und Ergänzung von historischen Fußböden, Treppen, 
Decken, Vertäfelungen, Türen, Toren, Klappläden, Holzrollläden und 
sonstigen Holzausstattungen (einschl. Oberflächenbehandlung) 


80% 


   
16.2 Erneuerung zur Herstellung eines geschlossenen historischen 


Erscheinungsbildes von Fußböden, Treppen, Decken, Vertäfelungen, 
Türen, Toren, Klappläden, Holzrollläden und sonstigen 
Holzausstattungen (einschl. Oberflächenbehandlung) 


20% 


  
 


 


17. Fliesen-, Platten-, Mosaik- und Estricharbeiten  
   
17.1 
 
 
17.2 


Reparatur von Fliesen, Platten, Mosaiken und Estrichen sowie 
Ergänzungsmaßnahmen nach historischem Vorbild 
 
Erneuerung von Fliesen, Platten, Mosaiken und Estrichen nach                   
historischem Vorbild 


70% 
 
 


20% 


  
 


 


18. Sondergewerke  
   


Erweiterung historischer Orgelwerke, Nachguss von Glocken und die 
Modernisierung von Uhrwerken sowie kontinuierliche 
Wartungsarbeiten sind nicht zuwendungsfähig. 
 


 


18.1 Einfache Reparatur- und Ergänzungsmaßnahmen, z.B. an 
historischen Orgeln, Glocken, Glockenstühlen, Uhrwerken und 
technischen Kulturdenkmalen und ihrer Ausstattung 


60% 


   
18.2 Aufwendige Reparatur- und Ergänzungsmaßnahmen oder 


Restaurierung von historischen Orgeln, Glocken, Glockenstühlen, 
Uhrwerken und technischen Kulturdenkmalen und ihrer Ausstattung 


100% 


   
18.3 Behandlung von Bauteilen bzw. Gebäuden zur 


Schädlingsbekämpfung und Schadstoffbehandlung (z.B. Lindan) 
50% 


   
18.4 Schwammsanierung mit größtmöglichem Erhalt und Schutz der 


historischen Substanz 
90% 
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19. 


 
Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen -auf Nachweis- 


 
100% 


  
Die Zuordnung zu Gewerke-Listen Nr. 19 richtet sich nach 
Schwierigkeit und Qualität der Maßnahme. 
 
Einschließlich aller notwendigen und konstruktiv zugehörigen 
Arbeiten, die zwingend mit der Konservierungs- und 
Restaurierungsmaßnahme zusammenhängen. Bei Konservierungs- 
und Restaurierungsmaßnahmen ist maßgeblich, dass die 
Denkmalsubstanz unter Einsatz konservierender Verfahren 
weitestgehend erhalten und gegebenenfalls mit restauratorischen 
Verfahren wieder ablesbar gemacht wird; Konservierungs- und 
Restaurierungsmaßnahmen, insbesondere an Naturwerk- und 
Kunststeinen, Putz und Stuck, Fassungen innen wie außen, 
Wandmalereien, Mosaiken, Holz (Intarsien, veredelte 
Holzoberflächen, wandfest oder mobil), Tapeten, Textilien, 
Glasmalerei und Bleiverglasungen, Kacheln, Fliesen und Metall, usw. 
 
Typische Maßnahmen sind : 
 


- Befunderhebung, Bestandsuntersuchung; 
- Substanzfestigung, -stabilisierung, Korrosionsschutz; 
- Entsalzung innerhalb des zu konservierenden Bereichs; 
- Hinterspritzen und Wiederbefestigen hohlliegender Bereiche; 
- Niederlegen, Festigen von Malschichten; 
- Differenzierte Reinigungen; 
- Reduzierung und Abnahme von Schichten (Überzüge, 


Übermalungen, Überputzungen); 
- Kittung, kleinteilige Ergänzungen; 
- Farbergänzung, Retusche; 
- Reversible Schutzbeschichtungen historischer Oberflächen; 
- Maßnahmen zur Klimastabilisierung, die ausschließlich zum 


Schutz der historischen Substanz erforderlich sind; 
- Maßnahmen zur Mauerwerksentfeuchtung und -entsalzung, 


die ausschließlich zum Schutz der bedeutenden historischen 
Substanz erforderlich sind (z.B. Wandmalereien, 
mittelalterliche Mörtel); 


- Handwerkliche Arbeiten mit restauratorischem Anspruch, bei 
denen die vorhandene denkmalwerte Substanz weitestgehend 
erhalten wird, ggf. auch durch zusätzliche Stütz- und 
Sonderkonstruktionen. 
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20. 


 
Arbeiten an Park- und Gartenanlagen 


 
 


  
Erhaltungs- u. Pflegemaßnahmen bei historischen Gartenanlagen 
soweit nicht unter anderen Gewerken aufgeführt. 
 


 


20.1 Aufwendige Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen an 
besonders wertvollem historischem Pflanzenbestand (Baumchirurgie) 


100% 


   
20.2 Konservierungs- und Restaurierungsmaßnahmen an den 


gartenarchitektonischen Bestandteilen (ausgenommen Gebäude mit 
Nutzung) (z.B. Balustrade, Gartentreppe, Brücke) 


100% 


   
20.3 Instandsetzung an Wegen 40% 
   
20.4 Instandsetzungsmaßnahmen an sonst. historischen baulichen 


Bestandteilen des Gartendenkmals (z.B. wasserbauliche Anlagen) 
80% 


 
20.5 


 
Rekonstruktion pflanzlicher, gartenarchitektonischer und sonst. 
baulicher Bestandteile 


 
60% 


   
20.6 Turnusmäßige Instandsetzungsmaßnahmen, die die regelmäßigen 


Pflegearbeiten im Aufwand übersteigen 
50% 


  
 


 


21. Untersuchungen und Gutachten 100% 
 
 


 
die nach Forderung der Denkmalfachbehörde anzufertigen sind, z. B. 
statische, bauhistorische, restauratorische Untersuchungen oder 
Gutachten anderer Sonderfachleute, wissenschaftliche 
Untersuchungen, Zielstellungen, Studien, Projekte, die im 
Zusammenhang mit der Erhaltung der Kulturdenkmäler stehen, 
einschließlich der notwendigen Untersuchungsgerüsten. 


 


 
 
22. 


 
 
Drainagearbeiten zum Erhalt der historischen Substanz 


 
 


50% 
 
 


 
Z.B. Hanglage. 
 
 


 


23. Pflasterarbeiten 60% 
 


                    Reparatur historischer Substanz, z.B. in Hof- und Gutsanlagen. 






